
Suchergebnisse: Bündnis

14. Mai 1608 – Die protestantischen Stände gründen die Union

Auhausen * Aufgrund der Donauwörther Ereignisse und zunehmender Spannungen mit den

Katholiken gründen protestantische Reichsstände in Auhausen an der Wörnitz im Fürstentum

Ansbach die Union, ein Defensivbündnis. Durch den Beitritt weiterer Stände wächst die Zahl der

Mitglieder auf insgesamt acht Fürsten, den Grafen von Oettingen und 17 Städte an.     Christian I.

von Anhalt-Bernburg übernimmt das Direktorium der Union, die er durch Bündnisse mit England,

den Niederlanden und Schweden außenpolitisch absichert. 

10. Juli 1609 – In München gründen katholische Fürsten die Liga

München * In München gründen katholische Fürsten die Liga, die zunächst nur ein Bündnis

oberdeutscher katholischer Reichsstände darstellt. Baierns Herzog Maximilian I. wird ihr

Bundesoberst.

31. Juli 1618 – Die böhmischen Stände erklären sich zur Wahlmonarchie

Prag * Die Böhmische Konföderation, ein Bündnis der nicht-katholischen Stände, wird in Prag

gebildet.       Der König als monarchisches Oberhaupt wird weitgehend entmachtet.   Die

Regierungsgewalt wird in die Hände der Stände gelegt.   In der Konföderationsakte erklären die

böhmischen Stände sich zur „freien, ständisch verfassten Wahlmonarchie“.   Die Stände der

Nebenländer Mähren, Schlesien, Ober- und Niederlausitz werden denen Böhmens gleichgestellt.

Sie dürfen fortan an der Königswahl teilnehmen.   Der Protestantismus wird zur Staatsreligion

erklärt. 

1629 – Kardinal Richelieu bietet Baiern ein Defensivbündnis an

Paris - München * Kardinal Richelieu, der Leiter der französischen Politik, bietet Baiern ein

Defensivbündnis an.

1629 – Auch Ingolstadt bekommt noch einen Hexenprozess
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Ingolstadt * Auch Ingolstadt bekommt einen Hexenprozess. Das Strafurteil fällt die

Juristenfakultät der Universität Ingolstadt, die zwar im Allgemeinen milder urteilte, als es dem

Herzog gefiel, dennoch einige Todesurteile fällte. Verurteilt wird die Hofschneiderin Catharina

Nickhlin wegen „Teufelsbündnis, Teufelsvermischung, Absagung Gottes, Schädigung von

Mensch und Vieh“ und wegen „Verunehrung der Hostien“.    Catharina Nickhlin stammt aus

Eichstätt und wird aus dem Kreis der dort wegen Hexerei verbrannten Frauen und Männer

denunziert. Sie flieht nach Ingolstadt, wird aber dort auf Ersuchen der Eichstätter Behörden am

13. Februar 1629 verhaftet. Nachdem sich die Stadt Ingolstadt gegen den Hexen-Prozess wehrt,

muss ein Dr. Wolfgang Kolb auf Befehl des Münchner Hofrats die Tortur durchführen. Dr. Kolb

hat vorher schon als Hexen-Kommissar in Eichstätt gedient.

17. Februar 1670 – Frankreich und Baiern schließen ein geheimes Bündnis

Paris - München * Zwischen Frankreich und Baiern wird ein auf zehn Jahre befristeter geheimer

Bündnisvertrag geschlossen.&nbsp;Kurfürst Ferdinand Maria verpflichtet sich darin, das

französische Königshaus in seinen Ansprüchen auf das Spanische Erbe zu unterstützen. Dafür

zahlt Frankreich unter König Ludwig XIV. 180.000 Taler und stellt jährlich 400.000 Taler in

Aussicht, falls sich Baiern an Kriegshandlungen beteiligen sollte.    Ferdinand Maria gelingt es -

trotz des Vertrags und gegen den Wunsch seiner Gemahlin Henriette Adelaide - im

Holländischen Krieg von 1672 neutral&nbsp;zu bleiben. Der Vertrag beinhaltet auch die spätere

Heirat der damals neunjährigen Baiern-Prinzessin Maria Anna Christina mit dem ein Jahr

jüngeren französischen Kronprinzen Ludwig, Dauphin de Viennois.&nbsp;

10. März 1681 – Bündnisverhandlungen am Wallfahrtsort

Altötting * Es kommt zu einem Gespräch zwischen dem Kaiserpaar und den drei

Wittelsbachern.&nbsp;Zum Abschied übergibt Leopold I. dem Kurfürsten Max Emanuel einen mit

Diamanten besetzten Degen. Nach einem gemeinsamen Besuch der heiligen Messe in der

Gnadenkapelle nimmt &nbsp;man auf dem Kapellplatz öffentlich voneinander Abschied.    Die

vielen Freundlichkeiten, die Leopold I. dem Kurfürsten erwiesen hat, verfehlen nicht den Zweck,

für den sie berechnet waren:&nbsp;Max Emanuel lässt sich politisch auf die Seite Habsburgs

ziehen, weg von Frankreich.&nbsp;

15. Januar 1682 – Bündnisverhandlungen wegen der Türkengefahr
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München - Wien * Kurfürst Max Emanuel erklärt dem kaiserlichen Gesandten in München seine

Bereitschaft zu Bündnisverhandlungen. Nicht verkennen darf man dabei freilich, dass dies auch

im elementaren Interesse Baierns war, schließlich trennten nur die Länder des Hauses Habsburg

damals das kleine Kurfürstentum vom Machtbereich der gefürchteten Türken. 

26. Januar 1683 – Ein österreichisch-baierisches Bündnis gegen die Osmanen

München - Wien * Dem Treffen von Altötting vom März 1681 folgen langwierige Verhandlungen

zwischen den kaiserlichen und den baierischen Abgesandten, die letztlich in einem

Defensivbündnis enden, in dem sich das Kurfürstentum Baiern verpflichtet, in den

bevorstehenden Auseinandersetzungen mit den Osmanen ein Truppenkontingent von 8.000

Mann zu stellen.    Baiern kann die Zusage aushandeln, dass das Land jährlich

Subsidienzahlungen in Höhe von 250.000 Gulden, im Kriegsfall von 450.000 Gulden, erhält.    Da

jedoch vorhersehbar ist, dass Wien - in Anbetracht der politischen Lage, der sonstigen

Verpflichtungen und der verstärkten Kriegsanstrengungen gegen die Osmanen - diese Summe

nie aufbringen kann, verlangen die kurfürstlichen Verhandlungsführer Sicherheiten. Das waren

die Einkünfte der Grafschaft Neuburg am Inn, der Markgrafschaft Burgau und des Mautamtes

Tarvis. Das Ziel ist eine spätere Gebietserweiterung um die Ämter Kufstein und Rattenberg.    Der

Bündnisvertrag bedeutet jedoch keinesfalls die völlige Abkehr von Frankreich. Zwar werden sich

die politischen Beziehungen zwischen München und Paris ein wenig abkühlen, die

gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, künstlerischen und kulturellen Beziehungen wurden jedoch

kaum beeinträchtigt. 

31. März 1683 – Die türkische Armee sammelt sich bei Adrianopel

Edirne * Die Osmanische Armee sammelt sich bei Adrianopel [= heute: Edirne] mit 168.000 Mann

und 300 Geschützen. Es ist das größte Heer, das die Türken jemals aufgestellt haben.&nbsp;Der

baierisch-österreichische Vertrag vom 26. Januar 1683 war damit - wenn auch nach langen und

zähen Verhandlungen - gerade noch rechtzeitig zustande gekommen.&nbsp;

31. März 1683 – Ein breites Devensivbündnis gegen die Osmanen

Rom - Wien - Warschau * Der päpstlichen Diplomatie gelingt es Ende März 1683, Kaiser Leopold

I. und den polnischen König Johann III. Sobieski zum Abschluss eines Defensivbündnisses

gegen die Osmanen zu bringen. Auch Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden und Kurfürst Johann
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Georg III. von Sachsen erklären sich zum Beistand des Kaisers bereit.&nbsp;    Papst Innozenz

XI. unterstützt die christlichen Herrscher in ihrem Kampf gegen die vorrückenden Türken mit 1,5

Millionen Gulden - und seinem Segen. Er selbst sieht sich als „Streiter für die Reinhaltung des

katholischen Glaubens“.&nbsp;Schon deshalb bemüht er sich während seines ganzen

Pontifikates, die Fürsten zu einer „Heiligen Liga“ zum „Kampf und zur Abwehr der Osmanen“ zu

gewinnen.&nbsp;Das Oberhaupt der katholischen Kirche bittet mit einem päpstlichen Aufruf die

Gottesmutter unter der Parole „Maria hilf!“ um ihre Unterstützung.&nbsp;

5. März 1684 – Gründung einer Heiligen Liga zum Kampf und zur Abwehr der Osma­nen

Rom * Mit Unterstützung von Papst Innozenz XI., der sich selbst als „Streiter für die Rein­haltung

des katholischen Glau­bens“ sieht, gelingt die Gründung einer Heiligen Liga zum „Kampf und zur

Abwehr der Osma­nen“. König Johann III. Sobieski von Polen, Kaiser Leopold I. und die Republik

Venedig schließen dazu ein Bündnis, dem zwei Jahre später auch Russland beitreten wird.   

Durch die Heilige Liga fließen umfangreichere Subsidien, sodass die baierische Armee auf eine

Sollstärke von 18.000 Mann erhöht werden kann. 

2. November 1700 – Kurfürst Max Emanuel befindet sich in einem Dilemma

Brüssel - München * Baierns Kurfürst Max Emanuel befindet sich nun in einem Dilemma.        

Der neue spanische König ist zwar sein Neffe, aber wie sollte er sich als Statthalter der

spanischen Niederlande gegenüber einem König verhalten, der von mehreren Seiten nicht

anerkannt wird?     Wie soll er sich mit seinen bisherigen Waffenbrüdern verständigen?     Und

vor allem, wie kann er in dieser Situation noch das Maximalste herausholen?        Um seinen

Wünschen nach Rangerhöhung doch noch ein Stück näher zu kommen, bereitet der baierische

Kurfürst einen Bündniswechsel in Richtung Frankreich vor. 

9. März 1701 – Kurfürst Max Emanuel schließt mit Frankreich eine Allianz

Versailles * Frankreich und Baiern unterzeichnen einen Bündnisvertrag zur Sicherung der

Neutralität Süddeutschlands. Baierns Kurfürst Max Emanuel sieht nach dem Tod seines Sohnes

Joseph Ferdinand eine neue Chance, durch eine geschickte Bündnispolitik dem Hause

Wittelsbach. 
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18. August 1702 – Kurfürst Max Emanuel unterzeichnet den Bündnisvertrag mit Frankreich

München - Versailles * Kurfürst Max Emanuel und seine Berater treffen die Entscheidung für die

Unterzeichnung des Bündnisvertrages mit Frankreichs König Ludwig XIV..

1. September 1702 – Kurfürst Max Emanuel erneuert sein Bündnis mit Frankreich

München - Versailles * Kurfürst Max Emanuel erneuert sein Bündnis mit Frankreich. König

Ludwig XIV. verspricht ihm für die aktive Kriegsteilnahme territoriale Gewinne und die mögliche

Anerkennung der Königswürde. 

1711 – Die Alte Isarkaserne entsteht zwischen Großer und Kleiner Isar

München-Isarvorstadt * Auf dem südlichen Teil der Isarinsel, die spätere sogenannte Kohleninsel,

wird die Isarkaserne oder Isarwörthkaserne errichtet. Die Initiative zum Bau dieser

Soldatenunterkunft geht jedoch nicht vom regierenden Kurfürsten Max Emanuel aus, da sich

dieser zu jener Zeit im Exil in Frankreich im Exil befindet.     Baiern ist von österreichischen

Truppen besetzt, und München firmiert bis 1715 als kaiserliche Hauptstadt in Baiern. Hintergrund

dieser politischen Lage ist der Spanische Erbfolgekrieg, in dem Max Emanuel ein Bündnis mit

Frankreich einging und sich gegen den habsburgischen Kaiser stellte.     Die Isarkaserne wird von

der kaiserlichen Administration als Unterkunft für die Kavallerie errichtet. Während der

Besatzungszeit sind durchschnittlich rund 3.000 Soldaten in München einquartiert. Um die

Belastung der Bürgerschaft durch die Einquartierung zu verringern - der Adel, der fürstliche Hof

und der Klerus sind davon befreit - bemüht sich die Verwaltung verstärkt um die Unterbringung

der Truppen in Kasernen. 

1732 – Das St.-Anna-Bündnis wird vom Lehel übertragen

München-Giesing * Das St.-Anna-Bündnis wird vom Hieronymiten-Kloster im Lehel nach

Harlaching übertragen. Damit verlagert sich die organisierte Verehrung der heiligen Anna aus der

Stadt in den Wallfahrtsort - ein deutliches Zeichen für die wachsende Bedeutung von St. Anna in

Harlaching.  Das Bündnis ist eine Vereinigung mehrerer Bürger aus München mit der Intention,

„dass durch die Fürbitte der hl. Mutter Anna die größten Sünder sollten bekehrt werden“. 

1751 – Das Strafgesetzbuch bestimmt auch über Hexen
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München * Das Strafgesetzbuch bestimmt: „Bündnisse und fleischliche Vermischung mit dem

Teufel oder dessen Anbetung und Verunehrung der Hostien werden mit lebendiger Verbrennung

bestraft“. 

15. März 1800 – Kurfürst Max IV. Joseph nimmt von den Engländern Subsidiengelder

München * Kurfürst Max IV. Joseph nimmt von den Engländern Subsidiengelder, die zwar den

territorialen Bestand Baierns garantieren, doch der Preis ist das Festhalten am Militärbündnis mit

Österreich und die Fortführung des Krieges gegen Frankreich.&nbsp;

15. August 1800 – Die Münchner Patrioten wenden sich an General Decaën

München * Eine Delegation der Patrioten wendet sich an General Charles Matthieu Isidore

Decaën und bittet ihn um Unterstützung für einen Aufstand gegen den Kurfürsten und seiner

Regierung. Der General reagiert reserviert, da die französische Regierung keinen

Aufstand unterstützen will, sondern vielmehr einen allgemeinen Frieden anstrebt. Er gibt zu

Bedenken, dass eine Revolution zur Beseitigung von Missständen         ein unabwägbares Risiko

darstellt.     Dagegen würde der weniger gewaltsame Weg von Reformen größere

Erfolgsaussichten bieten. Bei einer Revolution wüsste man nie, was als Ergebnis herauskomme.  

  Außerdem sei Baiern zu schwach, um alleine gegenüber Preußen und Österreich eine

Veränderung seiner Staatsform durchzuführen.        Dass General Decaën mit seinen Aussagen

strikt der französischen Konsulatsregierung Napoléons folgt, ist den Revolutionsführern, die sich

selbst Münchner Jakobiner nennen, in keinster Weise bewusst. Sie sehen in den französischen

Generälen noch immer die Repräsentanten der Revolution. Doch Frankreich hat sich schon

längst von den politischen Zielen des Nationalkonvents entfernt, dem es im Jahr 1792 noch um

die Verbreitung der revolutionären Ziele und um die Befreiung der unterdrückten

Nationen gegangen ist. Im Gegenteil, Frankreich will inzwischen die Entstehung einer großen

süddeutschen Republik mit allen Mitteln verhindern und stattdessen zu separaten Bündnissen mit

den einzelnen deutschen Fürsten gelangen. 

3. Dezember 1800 – Falsche Siegesmeldungen aus Hohenlinden

München * Da sich in München zunächst die Nachricht verbreitet, die Österreicher hätten in der

Schlacht in Hohenlinden gewonnen, macht sich die Angst breit, nun könnten die

zurückgebliebenen französischen Truppenteile Verteidigungsmaßnahmen ergreifen, die sich für
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die Stadt als gefährlich erweisen würden.    Um ihn davon abzubringen, bietet man dem

Platzkommandanten Briant 100 Luisdors an. Briant lehnte das Ansinnen ab, weil diese Summe

für einen Platzkommandanten zu „unwürdig“ sei, mit 200 Luisdors wäre er allerdings schon

einverstanden gewesen. Der Magistrat lässt ihm daraufhin den Betrag überreichen. Erst später

verbreitet sich die Siegesmeldung der Franzosen.     Anschließend ziehen sich die Österreicher

hinter ihre Grenze zurück. Die Baiern haben dagegen die Franzosen als Besatzungsmacht im

Land und müssen sechs Millionen Gulden Kontribution, die Staatseinnahmen eines Jahres,

zahlen.    Die Landschaft verlangt daraufhin, dass das Kurfürstentum Baiern kein Bündnis gegen

Frankreich mehr eingehen dürfe. Ein politisches Zusammengehen mit Österreich ist somit für die

nächsten Jahre ausgeschlossen. 

9. Februar 1801 – Der Frieden von Lunéville

Lunéville * Der Waffenstillstand von Steyr vom 25. Dezember 1800 mündet in den Frieden von

Lunéville. Österreich und seine deutschen Verbündeten scheiden damit aus dem Zweiten

Koalitionskrieg aus.    Bei diesen Friedensverhandlungen versuchen die Österreicher von

Frankreich die Zustimmung für die Angliederung Baierns zu bekommen. Ob Preußen oder

Österreich, alle schauen nur auf ihren eigenen Vorteil. Das Interesse der Verbündeten bleibt

dabei freilich auf der Strecke.    Als allerdings diese habsburgischen Annexionsbegehren in

Baiern ruchbar wird, ist es verständlicherweise mit der Loyalität gegenüber dem Bündnispartner

nicht mehr allzu weit her. Alte, tief verankerte Vorurteile kommen wieder hoch und verstärken

sich. Das Kurfürstentum Baiern steht mit dem Rücken an der Wand und muss sich nun primär um

seine Existenzsicherung kümmern.&nbsp;

11. April 1804 – England und Russland schließen ein Bündnis

Petersburg - London * England und Russland schließen in Petersburg ein Bündnis, dessen

erklärtes Ziel es ist, Frankreich auf die Grenzen von 1792 zu beschränken. 

4. Mai 1804 – Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Preußen

Petersburg - Berlin * Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Preußen.
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6. November 1804 – Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Österreich und Schweden

Petersburg - Wien - Stockholm * Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Österreich und

Schweden.

11. April 1805 – Russland und Großbritannien schließen in Petersburg ein Bündnis

Petersburg * Napoleons Ambitionen im Nahen Osten führt zur Annäherung von Russland und

Großbritannien. Sie schließen in Petersburg ein Bündnis, dessen erklärtes Ziel es ist, Frankreich

auf die Grenzen von 1792 zu beschränken. Dem Bündnis treten Schweden und Neapel bei. 

9. August 1805 – Österreich schließt sich dem russisch-englischen Bündnis an

Wien - Petersburg - London - Berlin * Dem russisch-englischen Bündnis vom 11. April 1804

 schließt sich Österreich an. Preußen bleibt neutral. 

25. August 1805 – Geheimverhandlungen im Bogenhausener Schloss Stepperg

Bogenhausen * Angesichts des heraufziehenden Dritten Koalitionskriegs erneuern Baiern und

Frankreich ihr Bündnis im Vertrag von Bogenhausen. Ort der Verhandlungen ist Schloss

Stepperg, das Minister Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas als Landsitz nutzt.   Die

Geheimverhandlungen zwischen dem französischen Abgesandten und Minister Montgelas

werden mit einem baierischen Bündniswechsel zu Frankreich in einem vorläufigen Vertrag

abgeschlossen. Er beendet die Koalition mit Österreich und Russland. Napoleon sagt Baiern

weitere Gebietszuwächse im Falle eines Sieges zu. Dafür verpflichtet sich das Kurfürstentum

Baiern zur Stellung von 20.000 Mann.  Neben Baiern schließt Napoleon Verträge mit weiteren

süddeutschen Mitgliedern des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation. Seine

Verbündeten werden Baiern, Württemberg, Baden und Hanau. Napoleon Bonaparte schließt mit

diesen die Verträge von Bogenhausen, Baden-Baden und Ludwigsburg.  Die baierische

Regierung erhofft sich nach den Erfahrungen der beiden letzten Kriege von Frankreich eine

wesentlich bessere Behandlung als von den kaiserlichen Österreichern. Um aber die Österreicher

nicht unnötig herauszufordern, wird das Bündnis mit Frankreich zunächst noch geheim gehalten.

Die baierische Abneigung gegenüber Österreich soll sich jedoch bald bestätigen. 

September 1805 – Kurfürst Max IV. Joseph zögert, das Bündnis mit Frankreich zu ratifizieren
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München * Als österreichische Truppen an den baierischen Grenzen aufziehen, zögert Kurfürst

Max IV. Joseph das Bündnis mit Frankreich zu ratifizieren und war zeitweise sogar bereit, dem

kaiserlichen Druck nachzugeben.

8. September 1805 – Der Dritte Koalitionskrieg beginnt

Kurfürstentum Baiern * Der Dritte Koalitionskrieg beginnt mit dem Einmarsch der Österreicher

nach Baiern. Rücksichtslos bestimmt Kaiser Franz II. Baiern zum Kriegsschauplatz. Noch sind die

österreichischen Truppen im Glauben an ein gemeinsames Bündnis mit Baiern gegen Frankreich

über die Landesgrenze gekommen, doch nun marschieren sie als Feinde nach München.     Die

wertvollsten kurfürstlichen Besitztümer und die Gemäldesammlung können noch rechtzeitig in

Sicherheit gebracht werden, um sie so vor feindlichen Beutezügen zu schützen. Auch der

Kurfürst ist samt seiner Familie weit genug von der österreichischen Grenze entfernt, so dass er

das Eintreffen der napoleonischen Truppen sicher abwarten kann. 

10. Oktober 1805 – Der Kurfürst rechtfertigt den Bündniswechsel

Würzburg * Kurfürst Max IV. Joseph gibt einen Aufruf „an sein Volk“ heraus, in dem er sich für

sein Bündnis mit Napoleon rechtfertigt. Um den politisch umwälzenden Schritt ins französische

Lager darzustellen, muss er eine überzeugende Begründung liefern. Also wird Österreich zum

„Erbfeind“ erklärt, der Baierns Unabhängigkeit bedrohte und dessen Truppen plündernd durchs

Land zogen, während „Frankreich […] zu allen Zeiten Baierns Unabhängigkeit schützte“.    Das

Bündnis scheint damit als die einzige und alternativlose Konsequenz, um Baiern zu retten: „Der

Kaiser der Franzosen, Baierns natürlicher Bundesgenosse, eilte mit seinen tapferen Kriegern

herbei, um euch zu rächen, […], und bald, bald naht der Tag der Rettung.“ Der Aufruf endete

siegesgewiss mit den Worten: „Unsere gute Sache steht unter dem Schutze eines gerechten

Gottes und […] unter der eigenen Anführung eines unüberwindlichen Helden.“ 

20. Oktober 1805 – Die Kapitulation von Ulm

Ulm * Mit der Kapitulation von Ulm muss die eingeschlossene österreichische Deutschlandarmee

kapitulieren. Baiern ist damit befreit. Napoleon Bonaparte hat damit den ersten wichtigen Sieg

des Dritten Koalitionskrieges errungen.    Auch Baiern hat eine wichtige Schlacht geschlagen.

Denn als Kaiser Franz II. vom baierisch-französischen Bündnis erfahren hat, lässt er sich zu der

Äußerung hinreißen: „Ich werde Baiern nicht nehmen, ich werde es verschlingen.“ 
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5. Dezember 1805 – Kaiserin Joséphine trifft mit großem Gefolge in München ein

München * Frankreichs Kaiserin Joséphine trifft mit großem Gefolge in München ein. Sie bezieht

die Steinzimmer der Residenz und bemüht sich im Interesse der Bündnispolitik Frankreichs

erfolgreich um die Sympathien des kurfürstlichen Hofes und der Bevölkerung der

Landeshauptstadt.    Die kaiserliche Gefolgschaft erregt gerade aufgrund ihrer prächtigen

Ausstattung großes Aufsehen. Wegen des ungünstigen Münchner Wetters erkranken in den

darauf folgenden Tagen viele der kaiserliche Hofdamen. 

1. Januar 1806 – Fehlende Kroninsignien und Salbung des Königspaares

München-Graggenau * Was fehlt, sind die Kroninsignien und natürlich die feierliche Krönung mit

kirchlicher Salbung des Königpaares. Napoleon hätte gerne eine Krönung gesehen, die aber in

München nicht gewollt ist. Begründet wird dies damit, dass im immer noch bestehenden Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation derartige Königskrönungen unbekannt sind.    Da aber

Baiern, Württemberg, Baden und Frankreich bestrebt sind, die Bestimmungen des Friedens von

Preßburg vom 26. Dezember 1805 schnellstmöglich umzusetzen und damit unumkehrbar zu

machen, fehlt für eine Krönung sowohl in München als auch in Stuttgart die dazu notwendige

Vorbereitungszeit. So findet lediglich die Proklamation der neu entstandenen Königreiche Baiern

und Württemberg zeitgleich statt.    Freilich gibt es noch andere Gründe, die gegen eine Krönung

sprechen, aber nicht laut ausgesprochen werden:       Die Wittelsbacher wollen den Anschein

vermeiden, die Königswürde sei dem militärischen Erfolg und dem Willen Napoleon Bonapartes

zu verdanken.   Dieser hat eine Rangerhöhung der süddeutschen Staaten nur deshalb

angestrebt, um zuverlässige Bündnispartner gegen Österreich zu gewinnen und dessen

Machteinfluss zu beschränken.   Damit ist Napoleon auch dem Ziel, das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation zu zerschlagen und zu beerben, ein Stück näher gekommen.   Und wenn man

schon die baierische Unabhängigkeit und Souveränität als eine von Frankreich und Napoleon

unabhängige legitimiert gewusst haben will, scheint eine Krönungszeremonie - noch dazu in

Anwesenheit des französischen Kaisers - für absolut unakzeptabel.      Im Königlich-Baierischen

Regierungsblatt vom 1. Januar 1806 wird deshalb angemerkt: „Unsere feyerliche Krönung und

Salbung haben Wir auf eine günstigere Jahreszeit vorbehalten, welche Wir in Zeiten öffentlich

bekannt machen werden.“ Geplant ist die Krönungszeremonie für Oktober 1806. 

1. Januar 1806 – Eine Hochzeit als Preis für die Rangerhöhung zum Königreich

München - Paris * Der Preis für das Bündnis zwischen Baiern und Frankreich sowie die Erhebung
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in die Königswürde ist die Verehelichung der baierischen Prinzessin Auguste Amalie mit dem

Stiefsohn Napoleons, Eugène Beauharnais. Mit der Münchner Hochzeit will sich Napoleon den

Eintritt in eines der ältesten europäischen Adelshäuser ermöglichen.    Die mündliche Zusage für

die Eheschließung hat Kurfürst Max IV. Joseph - im Beisein des Kurprinzen Ludwig - Napoleon

Bonaparte bereits am 8. November 1805 in Linz gegeben.    Er hat dies dann aber mehrfach vor

seiner Ehefrau vertuscht und abgestritten, da man den baierischen Kurfürsten eindringlich

darüber aufgeklärt hat, dass eine Weigerung zum Verlust Baierns zugunsten eines

„Napoleoniden“ führen würde. Die Auffassung vertrat sowohl Freiherr Maximilian Joseph von

Montgelas, als auch der Gesandte im Hauptquartier Napoleons, Karl Ernst Freiherr von

Gravenreuth.    Die Situation scheint aussichtslos. Kurfürstin Karoline, mit ihrer antifranzösischen

Haltung, Prinzessin Auguste Amalie und Kurprinz Ludwig hoffen noch immer, dass sich die Heirat

abwenden lassen würde. Das auch schon deshalb, weil sich Auguste Amalie mit dem Erbprinz

Karl von Baden verlobt glaubt. 

12. Juli 1806 – Der Rheinbund wird als Militärbündnis gegründet

München * Der Rheinbund als Konföderation von zunächst 16 Staaten wird als Militärbündnis

gegründet. Die Unterzeichner verpflichten sich zum gegenseitigen Beistand im Kriegsfall. Baiern

muss mit 30.000 Mann das stärkste Kontingent stellen.    Mit dem Beitritt zum pro-französischen

Rheinbund verlässt das Königreich Baiern endgültig und offiziell das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation.    Im Gegenzug erhalten die Bundesgenossen enorme territoriale

Zuwächse. Das junge Königreich Baiern erhält die Reichsstadt Nürnberg und deren Territorien,

darüber hinaus die bislang reichsunmittelbaren Herrschaften der Fürsten Hohenlohe, Öttingen,

Fugger, Thurn und Taxis, der Grafen von Vastell, Pappenheim, Stadion und Schönborn sowie

fränkische und schwäbische Reichsrittergüter.

12. September 1810 – Das ausgebeutete Salzburg kommt zum Königreich Baiern

Salzburg * Napoleon Bonapartes Frankreich tritt im Frankfurter Vertrag das ausgebeutete

Salzburg an den baierischen König Max I. Joseph ab. Mit der Eingliederung in das baierische

Königreich verliert Salzburg endgültig seine territoriale Selbstständigkeit. Das eh schon verarmte

Land wird zunächst von den Franzosen ausgepresst und dann den Baiern wegen ihrer

Bündnistreue überlassen. 

8. Oktober 1813 – Der Vertrag von Ried vollzieht den Bündniswechsel
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Ried * Mit dem Vertrag von Ried vollzieht das Königreich Baiern den Bündniswechsel zur

antinapoleonischen Koalition. Nach achtjährigem Bündnis mit Frankreich wechselt Baiern auf die

Seite der Alliierten.       Umgehend garantiert Österreich Baiern seine Souveränität und seinen

Besitzstand im Umfang von 1812.    Gleichzeitig erklärt Baiern den Austritt aus dem Rheinbund.   

Das zu stellende Truppenkontingent erhöht sich allerdings auf 36.000 Mann.       Das

Oktoberfest fällt zum ersten Mal aus.

3. Januar 1815 – Österreich, England und Frankreich schließen ein Bündnis gegen Preußen

Wien * Österreich, England und Frankreich schließen während des Wiener Kongresses ein

Bündnis gegen Preußen. 

22. August 1866 – Bayern macht seinen Frieden mit Preußen

??? * Bayern macht seinen Frieden mit Preußen. Das Königreich Bayern muss 30 Millionen

Gulden zahlen, verliert Land und verpflichtet sich in einem Geheimvertrag, in einem künftigen

Kriegsfall mit seinen Truppen an Preußens Seite zu kämpfen. 

31. August 1866 – König Ludwig II. legt dem Landtag den Friedensvertrag vor

München-Kreuzviertel * Obwohl ihn die Verfassung dazu nicht zwingt, legt König Ludwig II. den

Friedensvertrag dem Landtag vor. Nach einer teilweise hitzigen Debatte wird der

bayerisch-preußische Friedensvertrag schließlich von beiden Kammern gebilligt.     An diesem

Tag werden sowohl der Friedensvertrag als auch das geheime Schutz- und

Trutzbündnis unterzeichnet, das Bayern verpflichtet, Preußen im Fall des Angriffs einer

auswärtigen Macht durch die Unterstellung der bayerischen Armee unter preußischem

Oberbefehl zu unterstützen. 

16. Juli 1870 – König Ludwig II. befiehlt die Mobilmachung

München - Berlin * Da für die bayerische Regierung der Bündnisfall gegenüber Preußen

eingetreten ist, befiehlt König Ludwig II. die Mobilmachung. 

13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns
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Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 

23. November 1870 – Das Bündnis mit dem Norddeutschen Bund verbessert die Regelungen für Kinderarbeit

Berlin - München * Eine Verbesserung der Kinder-Schutzvorgaben in Bayern bringt der

Bündnisvertrag des Königreichs mit dem Norddeutschen Bund vom 23. November 1870. Mit der

Ausrufung des Deutschen Reichs werden deren Gesetze und Verordnungen auch in Bayern

maßgeblich. Für die regelmäßig beschäftigten Fabrikarbeiter gilt nun&nbsp;       ein Mindestalter

von zwölf Jahren,&nbsp;   für unter 14-jährige Beschäftigte eine maximale Arbeitszeit von sechs

Stunden am Tag.&nbsp;   die Arbeit an Sonn- und Feiertagen war verboten.   Der Schulunterricht,

der den Kindern zu erteilen war, die in Fabriken arbeiteten, sollte mindestens drei Stunden am

Tag betragen.&nbsp;      Das ist eine erhebliche Verbesserung gegenüber der bisher in Bayern

geltenden Verordnung.&nbsp;

28. Februar 1898 – Admiral Tirpitz erhält den Auftrag zum Aufbau einer Kriegsflotte

Berlin * Admiral Alfred Peter Friedrich Tirpitz erhält von Kaiser Wilhelm II. den Auftrag, eine

Kriegsflotte aufzubauen, um England einzuschüchtern und zu Bündnisverhandlungen zu

bewegen.

17. Juli 1899 – Zentrum und SPD schließen ein Wahlbündnis

Bayern * Bei den Wahlen erhalten die Liberalen nur noch 44 Mandate [- 23], das Zentrum, der

Bayerische Bauernbund und die SPD können leicht zulegen, die Sozialdemokraten ihr Ergebnis

von fünf auf elf Mandate mehr als verdoppeln.      Bei dieser Wahl schließen das Zentrum und die

SPD, die sonst nur wenig Gemeinsamkeiten haben, erstmals ein Bündnis, wonach sie sich

gegenseitig in den drei Wahlbezirken München, Zweibrücken und Speyer ihre Stimmen geben, je

nach den größeren Wahlchancen der örtlichen Kandidaten. Auf diese Weise sollen die Tücken

des Mehrheitswahlrechts überwunden werden, wonach sämtliche Stimmen für die unterlegenen
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Kandidaten innerhalb eines Wahlkreises verfallen. 

8. April 1904 – Frankreich und Großbritannien vereinigen sich zur Entente cordiale

London * Frankreich und Großbritannien vereinigen sich in London zur Entente cordiale [=

Herzliches Einverständnis - Entente = Bündnis]. 

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

31. August 1907 – Russland tritt der Entente cordiale bei

Petersburg * In Petersburg tritt Russland der Entente cordiale bei. Frankreich, Großbritannien und

Russland bilden damit die „Triple Entente“ [„Entente“ = Bündnis]

1. Juli 1911 – Das Kanonenboot Panther vor Agadir löst die Zweite Marokkokrise aus

Agadir * Das Kanonenboot Panther kreuzt in den Gewässern vor der marokkanischen Hafenstadt

Agadir auf. Frankreich und die anderen Großmächte sind total überrascht und natürlich nicht

darauf vorbereitet. Frankreich fühlt sich erpresst. Und auch die englische Regierung erklärt, dass

sie eine Schwächung ihres Bündnispartners zugunsten Deutschlands keines Falls akzeptieren

wird. Damit wird die Zweite Marokkokrise zwischen Deutschland und Frankreich ausgelöst.      Es

kommt zu zähen Verhandlungen, in denen Frankreich einen Zipfel Togos an Deutschland

abtreten muss, den sogenannten „Entenschnabel“. Deutschland erklärt dafür im Gegenzug sein

Desinteresse an der französischen Marokkopolitik.    Der im Jahr 1911 gegründete

Wehrverein formulierte es so: „Ein vorwärtsstrebendes Volk wie wir, das sich so entwickelt,

braucht Neuland für seine Kräfte, und wenn der Friede das nicht bringt, so bleibt schließlich nur

der Krieg.“ 
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12. Mai 1912 – Ein breites Militärbündnis gegen das Osmanische Reich

Belgrad - Sofia * Serbien und Bulgarien vereinbaren ein Militärbündnis gegen das Osmanische

Reich, dem sich Griechenland und Montenegro anschließen. 

8. Oktober 1912 – Montenegro erklärt der Türkei den Krieg

Montenegro * Montenegro erklärt - in Abstimmung mit den Bündnispartnern Bulgarien, Serbien

und Griechenland - der Türkei den Krieg. 

17. Oktober 1912 – Der Beginn des Ersten Balkankrieges

Balkan * Die Bündnispartner von Montenegro - Bulgarien, Serbien und Griechenland - greifen in

den Krieg gegen das Osmanische Reich ein. Das ist der Beginn des Ersten Balkankrieges. 

5. Juli 1914 – Kaiser Wilhelm II. sichert Österreich-Ungarn Unterstützung zu

Berlin * Exakt eine Woche nach dem Attentat von Sarajevo sichert Kaiser Wilhelm II. seinem

Verbündeten Österreich-Ungarn die volle Unterstützung zu, auch wenn die Russen ihrem

Bündnispartner Serbien zu Hilfe kommen würden. Diese Zusage geht als „Blankoscheck“ in die

Geschichte ein, denn für die Habsburger ist damit die Kriegsentscheidung gefallen. 

25. Juli 1914 – Die Serben antworten auf das österreichisch-ungarische Ultimatum

Wien - Belgrad - Petersburg * Die Serben antworten - in Abstimmung mit ihren Bündnispartner

Russland - am Abend auf das österreichisch-ungarische Ultimatum und versprechen, dass

nahezu alle Forderungen erfüllt werden würden. Lediglich die Untersuchung des Attentats durch

eine Kommission unter österreichischer Aufsicht - bei jederzeitiger Einmischung - lehnen sie ab.   

Die Entente-Verbündeten Frankreich, England und Russland bewerten die serbische Antwort als

ein weitgehendes Entgegenkommen. Österreich-Ungarn weist die Botschaft aber als

„ungenügend“ und „vom Geist der Unaufrichtigkeit erfüllt“ zurück. Und die deutsche Regierung

unterstützt diese Sichtweise. 

1. August 1914 – Italien erklärt sich für neutral
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Rom * Italien erklärt sich für neutral, obwohl das Land am 20. Mai 1882 dem Dreibund mit

Deutschland und Österreich-Ungarn beigetreten war. Natürlich erwarten die Mittelmächte, dass

sich Italien jetzt auf die Seite der Bündnispartner stellt. Doch die italienische Regierung zögert,

weil sie formal gesehen nicht gezwungen ist, in die kriegerischen Auseinandersetzung

einzugreifen.      Der Bündnisvertrag sieht lediglich eine militärische Unterstützung für Österreich

vor, wenn es von außen angegriffen wird. Da aber Österreich-Ungarn Serbien angegriffen hat, ist

das militärisch nicht gut vorbereitete Land vom Krieg nicht besonders begeistert.    Der

eigentliche Grund für die abwartende Haltung Italiens liegt jedoch in seinen

Annexions-Ansprüchen. Das Land will nach einem siegreichen Krieg Gebietserweiterungen

zugesprochen bekommen. Weil das aber zu Lasten des Habsburger-Reiches gehen würde,

weigert sich Österreich dagegen.      Die Mächte der Entente treten den territorialen

Expansionswünschen Italiens freilich von Anfang an aufgeschlossener gegenüber. 

2. November 1917 – England verspricht den Juden ein „national home“ in Palästina

London - Berlin * Der britische Außenminister Arthur James Earl of Balfour verspricht den Juden

ein „national home“ in Palästina. Die Balfour-Deklaration wird in Deutschland von

rechtsgerichteten Kreisen als Bündnis Großbritanniens mit den Zionisten zu antisemitischer

Agitation genutzt. 

19. Dezember 1917 – Alle SPD-Forderungen werden abgeschmettert

München-Kreuzviertel * Der SPD-Reformantrag vom 18. September 1917 wird im Plenum der

Abgeordnetenkammer behandelt. Der Führer der Zentrumsfraktion, Heinrich Held, lehnte die

SPD-Vorschläge rundweg ab, denn:    „Der Antrag bezielt [...] eine fundamentale Einschränkung

der Königsrechte und geht in seinen letzten Wirkungen auf die tatsächliche Abschaffung der

konstitutionellen Monarchie, auf die Einführung der parlamentarischen Regierungsform und

schließlich auf die Republikanisierung unseres Staatswesens hinaus.“    Alle elf Vorschläge

werden in der Abstimmung per Handaufheben von der ihren Besitzstand verteidigenden

Zentrumsmehrheit im Bündnis mit den Liberalen abgelehnt. Damit ist die

Reformbewegung zumindest für die Dauer des Krieges zum Stillstand gebracht worden. 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung
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veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab

Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das

tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der

Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;
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22. Mai 1939 – Der „Stahlpakt“, ein Militär-Bündnis mit Italien

Berlin - Rom * Ein Militärbündnis mit Italien wird abgeschlossen, der sogenannte „Stahlpakt“.

18. November 1976 – Die CSU kündigt in Wildbad Kreuth die Fraktionsgemeinschaft mit der CDU

Wildbad Kreuth * Mit 30 gegen 18 Stimmen bei einer Enthaltung beschließt die

CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag auf ihrer Klausurtagung am 18. und 19. November

in Wildbad Kreuth, die Fraktionsgemeinschaft mit der Christlich Demokratischen Union - CDU im

Deutschen Bundestag aufzukündigen und im 8. Deutschen Bundestag eine selbstständige

Fraktion zu bilden.      Der Beschluss bedeutet eine tiefe Zäsur im traditionell schwierigen

Bündnisverhältnis zwischen CDU und Christlich Sozialer Union - CSU. Aktueller Anlass für den

einseitigen Trennungsbeschluss waren das Ergebnis und die Folgen der Bundestagswahl vom 3.

Oktober 1976. 

2. Dezember 1990 – Ergebnis der Bundestagswahl 1990

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Die Bundestagswahl 1990 steht massiv unter dem

Eindruck der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990.    Bei der Wahl zum 12.

Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 43,8

Prozent [- 0,5] und 319 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Oskar Lafontaine erringt

33,5 Prozent der Stimmen [- 3,5] und 239 Sitze.   Die FDP bekommt 11,0 Prozent [+ 1,9] und 79

Sitze.   Die Grünen kommen auf 3,8 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 4,5] und ziehen

deshalb nicht in den Deutschen Bundestag ein.   Die PDS erkämpft nur 2,4 Prozent der Stimmen

und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Es ist aber vor der Wahl vereinbart

worden, dass es genügt, nur in einem der beiden Wahlgebiete diese Klausel zu überspringen.

Und das gelingt der PDS in den neuen Bundesländern unproblematisch. Die Partei erhält

dadurch 17 Sitze.    Das Gleiche gilt für die nur in der ehemaligen DDR antretendem Bündnis

90. Es erhält nur 1,2 Prozent vom Stimmenanteil, zieht aber mit acht Abgeordneten in den

Deutschen Bundestag ein.      Helmut Kohl wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

3. Dezember 1990 – Die Grünen und das Bündnis 90 schließen sich zusammen

Bundesrepublik Deutschland * Die westdeutschen Grünen und das ostdeutsche Bündnis

Münchner Zeitensprünge Seite 18/23



90 schließen sich zum Bündnis 90/DIE GRÜNEN zusammen. 

16. Oktober 1994 – Ergebnis der Bundestagswahl 1994

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 13. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 41,4 Prozent [- 2,4] und 294 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Rudolf Scharping erringt 36,4 Prozent der Stimmen [+ 2,9] und 253

Sitze.   Die FDP bekommt 6,9 Prozent [- 4,1] und 47 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 7,3 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,2].   Die PDS erkämpft nur 4,4 Prozent der

Stimmen und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Aufgrund der

Grundmandatsklausel zieht die Partei trotzdem mit 30 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.        Helmut Kohl wird erneut Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

27. September 1998 – Ergebnis der Bundestagswahl 1998

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 14. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 35,1 Prozent [- 6,3] und 245 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Gerhard Schröder erringt 40,9 Prozent der Stimmen [+ 4,5] und 298

Sitze.   Die FDP bekommt 6,2 Prozent [- 0,7] und 43 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 6,7 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 0,6].   Die PDS erkämpft 5,1 Prozent der Stimmen

[+ 0,7] und mit 36 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.      Gerhard Schröder wird

Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 

22. September 2002 – Ergebnis der Bundestagswahl 2002

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 15. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 38,5 Prozent [- 2,4] und 251 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber erringt ebenfalls 38,5 Prozent der

Stimmen [+ 3,4] und 248 Sitze.     Die FDP bekommt 7,4 Prozent [+ 1,2] und 47 Sitze.   Bündnis

90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 1,9].   Die PDS

erkämpft 4,0 Prozent der Stimmen [- 1,1] und zieht - durch die direkt gewonnenen Berliner

Wahlkreise - lediglich mit zwei Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.      Gerhard

Schröder wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 
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9. Oktober 2002 – Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 steht fest

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 wird

bekannt gegeben. SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN können zusammen 577.000 mehr Wähler

als CDU/CSU und FDP für sich gewinnen. 

18. September 2005 – Ergebnis der Bundestagswahl 2005

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 16. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 34,2 Prozent [- 4,3] und 222 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrer Kanzlerkandidatin Angela Merkel erringt 35,2 Prozent der Stimmen [- 3,3] und

226 Sitze.   Die FDP bekommt 9,8 Prozent [+ 2,4] und 61 Sitze.   Bündnis 90/DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 0,5] und 51 Sitze.   Die PDS

erkämpft 8,7 Prozent der Stimmen [+ 4,7] und zieht mit 54 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin in einer Großen Koalition bestehend

aus CDU/CSU und SPD. 

27. September 2009 – Ergebnis der Bundestagswahl 2009

Berlin * Bei der Wahl zum 17. Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrer amtierenden

Bundeskanzlerin Angela Merkel 33,8 Prozent [- 1,4] und 239 Sitze.   Die SPD mit ihrem

Kanzlerkandidaten Frank-Walter Steinmeier erringt 23,0 Prozent der Stimmen [- 11,2] und 146

Sitze.   Die FDP bekommt 14,5 Prozent [+ 4,7] und 93 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 10,7 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,6] und 68 Sitze.   Die PDS erkämpft 11,9

Prozent der Stimmen [+ 3,2] und zieht mit 76 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.     

Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und FPD. 

22. September 2013 – Ergebnis der Bundestagswahl 2013

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 18. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 41,5 Prozent [+ 7,7] und 311 Sitze.   Die

SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 2,7] und

193 Sitze.   Die FDP bekommt 4,8 Prozent [- 9,8] und scheitert damit an der Fünf-Prozent-Hürde. 

 Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,4 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 2,3] und 63

Sitze.   Die PDS erkämpft 8,6 Prozent der Stimmen [- 3,3] und zieht mit 64 Abgeordneten in den
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Deutschen Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Großen

Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

16. März 2014 – Ergebnis der Kommunalwahl 2014 in München

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.    Dieter Reiter [SPD] erhält 40,4 Prozent, Josef Schmid [CSU] kommt auf

36,7 Prozent.&nbsp;Sabine Nallinger von den GRÜNEN kommt auf 14,7 Prozent der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl&nbsp;am 30. März. 

     Bei der Wahl zum Stadtrat&nbsp;erhält die CSU 32,6 Prozent [+ 4,9] und 26 [+ 3] Sitze.   Die

SPD erringt 30,8 Prozent der Stimmen [- 8,9] und 25 [- 8] Sitze.   Die GRÜNEN kommen auf 16,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 3,6] und 13 Sitze [+ 2].      Weiter sind bei Kommunalwahl

in München 14 Parteien angetreten:       Die FDP erhält 3,4 Prozent [- 3,4] und 3

Stadtratsmandate [- 2], &nbsp;   die Freien Wähler bekommen 2,7 Prozent [+ 1,1] und 2

Stadtratsmandate [+ 2], &nbsp;   die AfD&nbsp;kommt auf 2,5 Prozent [+ 2,5] und 2

Stadtratsmandate [+ 2],&nbsp;   die ÖDP erreicht 2,5 Prozent [+ 0,8] und 2 Stadtratsmandate [+

1], &nbsp;   die Linke bekommt 2,4 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate [- 1], &nbsp;   die

Rosa Liste&nbsp;kommt auf 1,9 Prozent [+/- 0] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die Partei

Hut&nbsp;erklimmt 1,3 Prozent [+ 1,3] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Piraten&nbsp;erhalten 1,2 Prozent [+ 1,2] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Bayernpartei - BP&nbsp;bekommt 0,9 Prozent [- 0,7] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die

rechtsradikale Bürgerinitiative Ausländerstopp - BIA&nbsp;kommt auf immerhin 0,7 Prozent [- 0,7]

und erhält ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die islamfeindliche Partei Die Freiheit&nbsp;kommt auf

0,6 Prozent [+ 0,6], bekommt aber keinen Platz im Münchner Stadtrat.      Damit ist das seit 1990

bestehende Rot-Grüne Bündnis gescheitert.    Auch bei der Wahl

zum&nbsp;Bezirksausschuss&nbsp;verliert die SPD massiv.&nbsp;       Nur noch in 9 von 25

Gremien ist die SPD stärkste Fraktion (Bisher: 21).&nbsp;   Die CSU wird in 13 Stadtbezirken

stärkste Kraft (Bisher: 4)&nbsp;   Die GRÜNEN werden stärkste Fraktion in Au/Haidhausen, in der

Ludwigsvorsadt-Isarvostadt und in der Maxvorstadt.&nbsp;

24. September 2017 – Große Verluste der etablierten Parteien bei der Bundestagswahl 2017

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 32,9 Prozent [- 8,6] und 240 Sitze [- 71].  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Schulz erringt 20,8 Prozent der Stimmen [- 4,9] und 152

Sitze [- 41].   „Bündnis 90/DIE GRÜNEN“ kommen auf 9,0 Prozent der abgegebenen Stimmen [+
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0,6] und 66 Sitze [+ 3].   Die FDP bekommt 10,4 Prozent [+ 5,6] und erreicht damit 76 Sitze.   Die

Linke erkämpft ebenfalls 9,0 Prozent der Stimmen [+ 0,4] und zieht mit 66 Abgeordneten [+ 2] in

den Deutschen Bundestag ein.   Der große Siegerin der Bundestagswahl ist die Alternative für

Deutschland - AfD mit 13,0 Prozent [+ 8,3] und 95 Sitzen.        Angelika Merkel wird

Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in Bayern

Freistaat Bayern * Bei der Wahl im Freistaat Bayern zum 20. Bundestag erhält       die CSU als

bayerisches Anhängsel der Union erhält im Freistaat immerhin 31,7 Prozent [-7,1]. Das sind

allerdings bundesweit lediglich 5,2 Prozent. Unabhängig von den Direktmandaten schrammt die

bayerische Splitterpartei knapp am Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde vorbei.    Die SPD

erringt 18,0 Prozent der Stimmen [+ 2,7].   Bündnis 90/Die Grünen kommen auf 14,1 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 4,3].   Die FDP bekommt 10,5 Prozent [+ 0,4].   Die Alternative für

Deutschland - AfD erhält 9,0 Prozent [-3,4].   Die Linke erkämpft ebenfalls 2,8 Prozent der

Stimmen [- 3,3].      Bis auf ein Direktmandat im Freistaat Bayern entfallen die anderen 45 auf die

CSU. Die Ausnahme ist die 28-jährige Jamila Schäfer, die das Direktmandat in München-Süd

gewinnt. 

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in München

München * Bei der Wahl in München zum 20. Bundestag erhält       das Bündnis 90/Die

Grünen 26,1 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 8,9].   die CSU 23,8 Prozent [- 6,2].   Die SPD

wird Drittklassig und erringt 19,0 Prozent der Stimmen [+ 2,8].   Die FDP bekommt 13,7 Prozent [-

0,5].   Die Alternative für Deutschland - AfD erhält 4,5 Prozent [- 3,8].   Die Linke erkämpft

lediglich 4,1 Prozent der Stimmen [- 4,2].      Insgesamt 14 Münchnerinnen und Münchner ziehen

in den neuen Bundestag ein. CSU: 3 Direktmandate, GRÜNE: 3, davon 1 Direktmandat, SPD: 2,

FDP: 3, AfD: 2, Linke: 1

26. September 2021 – SPD gewinnt Bundestagswahl 2021

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 20. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem Kanzlerkandidaten Olaf Scholz erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 5,2] und 206 Sitze.   

CDU/CSU mit Armin Laschet als Kanzlerkandidat kommen auf 24,1 Prozent [- 8,9] und 196 Sitze.

  Bündnis 90/Die Grünen erhalten mit ihrer Kanzlerkandidatin Analena Baerbock 14,8 Prozent der
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abgegebenen Stimmen [+ 5,9] und 118 Sitze.   Die FDP bekommt 11,5 Prozent [+ 0,8] und

erreicht damit 92 Sitze.   Der Alternative für Deutschland - AfD erhält 10,3 Prozent [-2,3] und 83

Sitze.   Die Linke erkämpft lediglich 4,9 Prozent der Stimmen [-4,3] und zieht aufgrund von

Überhang- und Direktmandaten mit 39 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.   Der

Südschleswigsche Wählerverband - SSW erhält 1 Mandat.      Der Anteil der Frauen bei den

Abgeordneten beträgt 35 Prozent. Die Fraktionen von CDU/CSU, FDP und AfD stellen sich als

besonders männerlastig dar. 

8. März 2026 – Ergebnis der Kommunalwahlen in München 2026

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.  Dieter Reiter [SPD] erhält 35,6 Prozent, Dominik Krause von den GRÜNEN

kommt auf 29,5 Prozent, Clemens Baumgärtner [CSU] kommt auf 21,3 Prozent. der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl am 22. März.  Bei

der Wahl zum Stadtrat    kommen die GRÜNEN auf 26,5 Prozent der Stimmen [-2,6] und 21

Sitze.  Die SPD erringt 19,1 Prozent der Stimmen [- 2,8] und 15 Sitze.  Die CSU erhält 24,9

Prozent [+ 0,2] und 19 Sitze.    Weiter sind bei Kommunalwahl in München 11 Parteien

angetreten:    Die Linke bekommt 6,6 Prozent [+ 3,3] und 5 Stadtratsmandate,    die AfD kommt

auf 5,9 Prozent [+ 2,1] und 5 Stadtratsmandate,   Volt erklimmt 4,7 Prozent [+ 2,9] und 4

Stadtratsmandate,   die FDP erhält 3,4 Prozent [- 0,1] und 3 Stadtratsmandate,    die ÖDP

erreicht 2,7 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate,    die Freien Wähler bekommen 2,5 Prozent

[+/- 0] und 2 Stadtratsmandate,    die Rosa Liste kommt auf 1 Prozent [+/- 0] und ein

Stadtratsmandat,    Bündnis Kultur erreicht 0,9 Prozent [+ 0,9] und ein Stadtratsmandat,   Die

Partei erklimmt 0,7 Prozent [- 0,6] und ein Stadtratsmandat,    die München Liste kommt auf 0,7

Prozent [- 0,1] und ein Stadtratsmandat,  die Bayernpartei - BP bekommt 0,4 Prozent [- 0,3] und

ein Stadtratsmandat,      Bei der Wahl zum Bezirksausschuss     werden die GRÜNEN in 15 von

25 Gremien stärkste Kraft,   die CSU gewinnt in zehn Bezirksausschüssen die Mehrheit,   die

SPD hat in keinem Bezirksausschuss noch eine Mehrheit. 
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